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22/3-190(1/287 Schmitz Michael, 
- Drucksache 2371 - Düren (Rheinl.): 


19. 1. 1961 


Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
oxldnung vom 28. 2. 1961: 


Kr i egsb e s chä dig t e 


Der Bitte des Petenten um Gewährung 
von Versorgungs-bezügen nach den §§ 2, 
3, 5, 6 des Bundesversorgungsgesetzes 
(BVG) oder im Wege des Härteausgleichs 
nach § 89 BVG kann nicht entsprochen 
werden, weil das schädigende Ereignis 
nicht auf eine unmittelbare Kriegsein- 
wirkung im Sinne des § 1 Abs. 2 Buch- 
stabe a BVG izurückzuführen ist, sondern 
mit der von einem kriegerischen Vor- 
gang ausgehenden kriegseiigentümlichen 
Gefahr lediglich in einem mittelbaren 
Zusammenhang steht. 


2 


22/3-203/1187 Paykowski Emil, 

- Drucksache 2125 - Gelsenkirchen: 

R e chtsv e rhäl tni sis e 
früherer Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes 


21. 10. 1960 


Bundesminister des Innern vom 27. 12. 
1960 und Bundesminister der Finanzen 
vom 6. 3. 1961 : 


Dem Petenten, der als Angestellter der 
deutschen Luftwaffe im Jahre 1939 in 
den hauptamtlichen Dienst des National- 
sozialistischen Fliegerkorps (NSFK) über- 
führt wurde, stehen keine Versorgungs- 
ansprüche nach dem Gesetz zu Artikel 
131 des Grundgesetzes (G 131) zu. 

Für eine Nachversicherung nach § 72 G 
131 ist ebenfalls kein Raum weil die 
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hauptamtlichen Bediensteten des NSFK 
nach dem Urteil des Bunidessozialgerichts 
vom 27. 3. 1957 — l\ RA 142/56 — wei- 
terhin in der Angestelltenversicherung 
versicherungspflichtig waren — entge- 
gen der durch dieses Urteil für rechts- 
unwirksam erklärten Entscheidung des 
Reichsarbeitsministers vom 17. 1, 1944, 
wonach die unter die sog. Allgemeinen 
Versorgungsrichtlinien (für hauptberuf- 
lich Beschäftigte der NSDAP und ihrer 
Gliederungen fallenden Bediensteten des 
NSFK entsprechend § 6 des Gesfetzes 
über die versicherungsrechtliche Stel- 
lung ider im Dienst der NSDAP Beschäf- 
tigten vom 4. 3. ,1943 (RGBl. I S. 131) 
als versicherungsfrei bezeichnet wurden. 
Der von der Bundesregierung erstellte 
Entwurf eines NS-^Abwicklungsgesetzes, 
der das NSFK einbezieht, sieht eine ne- 
gative Regelung der Ansprüche auf 
Nachversicherung für die Zeit ab 1. 1. 
1943 (beim NSFK ab 1. 10. 1943) oder 
auf Nachentrichtung von Beiträgen zur 
Sozialversicherung ivot. In ihm wird eine 
Nachversicherung für Zeiten vor dem 
1. 1. 1943 (bzw. 4. 10. 1943) lediglich für 
die Personen vorgeschlagen, die auf 
Grund des Gesetzes vom 4. 3. 1943 ver- 
siehe rungsf re i waren. 

Die Einräumung weitergehender An- 
sprüche an Beschäftigte des NSFK er- 
scheint der Bundesregierung unter Be- 
rücksichtigung aller Umstände nicht ge- 
rechtfertigt. 

Der Petent kann idaher nur die sich aus 
dem allgemeinen Sozialversicherungs- 
recht ergebenden Ansprüche geltend 
machen. 

3 

22/3-1801/10 779 
- Drucksadle 1699 - 

Zander Erich, 

Tecklenburg ( Weistf.) : 

Rentenversicherung 
der Aniges teilten 

7. 4. 1960 

Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ondnung vom 7. 2. und 24. 5. 1961: 

Dem Anliegen des Petenten, den Kin- 
de rzuschuß für seine Tochter Ingeborg 
für die Zeit vom 1. 4. 1958 bis 31. 5. 1959 
ZU gewähren, ist nach erneuter Prüfung 
durch die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte entsprochen worden. 

4 

22/3-1202/13 125 
- Drucksadle 2125 - 

Kemper Wilhelm, 
Neuß-Uedesheim: 

Kriegsfolgelasten 

21. 10. 1960 

Bundesminister der Finanzen vom 

18. Juni 1961: 

Das Anliegen des Petenten, einen wäh- 
rend des zweiten Weltkrieges auf sei- 
nem Grundstück 'errichteten Luftschutz- 
bunker gemäß § 1004 des Bürgerlichen 
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- 

Gesetzibuchs .in Verbindung mit § 19 
Abs. 2 des AUgemeinen (Kriegsfolgen- 
ge setz es (AKG) zu beseitigen, ist nicht 
zu erfüllen, weil die Erfüllung dieses 
Anspruchs nicht zur Abwendung einer 
unmittelbaren Gefahr ifür Leben oder 
Gesundheit erforderlich ist. 

Ein etwaiger Anspruch auf Nufczungs- 
entschäidigung wäre nach § M AKG 
e^benfalls nicht zu erfüllen. Es kann allen- 
.falls die Gewährung einer Härteleistung 
nach den §§ 68 ff. AKG in Betracht kom- 
men. 

Die Oberfinanzdirektion Düsseldorf ist 
angewiesen worden, bei ihrer Entschei- 
dung davon auszugehen, daß ider Bun- 
ker auf Grund einer Inanspruchnahme 
nach dem Reichsleistungsgesetz zugun- 
sten des Deutschen Reichs errichtet wor- 
den ist. 

5 

22/3-1302/13 283 
- Drucksache 2125 - 

Litz Rudolf, ' 

Weilderstadt (Württ,) : 

Lasten- 

auisgl eichsileis tungen 

21. 10. 1960 

Präsident des Bundesausgledchsamtes 
vom 9. 3. 1961 : 

Dem Anliegen des Petenten, bei der Fest- 
stellung der Kriegssachsdiäden an sei- 
nem 1944 zerstörten Hause den Umstand 
zu berücksichtigen, daß er den Hausbau 
1929 Idurch eine Teilkapitalisierung sei- 
ner Unfallrente mitfinanzrert hatte, kann 
nicht entsprochen werden. Eine Wieder- 
aulfbesserung der Rente ist nach den der- 
zeitigen Vorschriften gleichfalls nicht 
möglich. 

Der Petent kann einen besonderen Er- 
satzanspruch auch nicht aus der Tatsache 
ableiten, daß sein Haus 1943 durch das 
Deutsche Reich beschlagnahmt und in 
eine Großbrandanlage zur Ablenkung 
feindlicher Bombenflugzeuge einbezo- 
gen worden war. Der Kriegs Sachschaden 
ist festgestellt, die entsprechenden Lei- 
stungen sind gewährt worden. Derartige 
Kriegs Sachschäden sind im Lastenaus- 
gleichsgesetz abschließend geregelt wor- 
den. Ansprüche nach dem Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetz bestehen nicht; die 
Geiwährung einer Härtebeihil'fe nach 
dem Allgemeinen KTiegsfolgengesetz ist 
daher nicht möglich. 

Die Eingabe des Petenten betrifft nach 
allem keinen Fall, der als Härtefall im 
Sinne des Lastenausgleichrechts ange- 
sehen werden könnte. 


3 
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22/3-1803/14 083 
- Drucksache 2456 - 

Rauh Erna, 

Bonn: 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

8. 2. 1961 

Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 23. 5. 1961; 

Dem Anliegen der Petentin auf Umstel- 
lung der Hinterbliebenenrente kann 
nicht entsprochen werden. 

Nach § 45 Abs. 1, 2 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes beträgt die Wit- 
wenrente grundsätzlich 6/10 der Ver- 
sichertenrente wegen Berufsunfähigkeit. 
Beim Eintritt des Ver sich eru^gsif alles 
des Todes ist jedoch die Witwenrente 
unabhängig von einer bis idahin bezo- 
genen Versichertenrente neu zu berech- 
nen, schon deswegen, weil der Versi- 
cherte seit dem Rentehbeginn noch wei- 
tere Versicherungsizeiten zurückgelegt 
haben kann. Zu erheblichen Abweichun- 
gen zwischen idem Betrage von 6/10 der 
zuletzt bezogenen Versichertenrente und 
dem Betrage .der Witwenrente kann es 
insibe sondere dann kommen, wenn der 
Beginn der Versichertenrente vor dem 
1. 1. 1957 liegt und der Versicherte nach 
diesem Zeitpunkt verstorben ist. In 
einem solchen Falle ist die nach den 
Vorschriften des alten Rechts berechnete 
Rente mit Wirkung vom 1. 1. 1957 pau- 
schal umgestellt worden. Der sich dabei 
ergebende Betrag geht in der fwohl 
überwiegenden Zahl aller Fälle über 
den Betrag hinaus, ider sich ergeben 
hätte, wenn die Rente nach den Vor- 
schriften des neuen Rechts berechnet 
worden 'wäre. Nur mit dem letztgenann- 
ten Betrag kann aber der Betrag der 
Witwenrente verglichen werden. Eine 
Ausnahme von der getroffenen Rege- 
lung ist nicht zugelassen. 

Eine Gesetzesänderung, durch die dem 
Anliegen der Petentin Rechnung getra- 
gen werden würde, kann nicht in Aus- 
sicht gestellt werden. 

7 

22/3-1504/15 308 
Drucksache 1917 - 

Kempter Gerhart, 

Wehr (Baden): 

Privates 

Ve r s i che r ung s we s en 

29. 6. I960. 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fra- 
gen vom 12. und 31. 1. 1961 und Bundes- 
minister der Justiz vom 30. 5. 1961: 

Der Petent bittet um gesetzgeberische 
Maßnahmen, durch die es den An- 
spruchsberechtigten aus privaten Le- 
bens- und Rentenversicherungen abwei- 
chend vom geltenden Recht ermöglicht 
werden soll, ihre Ansprüche gegen Ver- 
sicherungsunternehmen in der Bundes- 
republik auch dann geltend zu machen, 
wenn sie im -sowjetisch besetzten Teil 
Deutschlands ansässig sind. Er wendet 


4 
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sich dagegen, daß nach den §§ 2 und 3 
des Gesetzes zur Regelung von An- 
sprüchen aus Lebens- und Rentenver- 
sicherungen in der Fassung vom 15. 7. 
1959 (BGBL I S. 433) Ansprüche an den 
auf Reichsmark lautenden Versicherungs- 
verträgen, von gewissen Ausnahme- 
fällen abgesehen, grundsätzlich nur gel- 
tend gemacht werden können, wenn der 
Anspruchsberechtigte am Währungs stich- 
tag oder spätestens am 3:1. 12. 1952 sei- 
nen Wohnsitz, dauernidein Aufenthalt 
usw. in der Bundesrepublik oder in 
einem Staat hatte, dessen Regierung die 
Bundesrepublik anerkannt hat. 


Das Anliegen des Petenten berührt 
einen Fragenkomplex, der bereits zu 
einer Fülle von iEingaben der betrof- 
fenen Personenkreise Veranlassung ge- 
geben hat und seit längerer Zeit Gegen- 
stand der Prüfung der beteiligten Bun- 
desministerien ist. Eine Entscheidung 
der Bundesregierung darüber, ob und in 
welchem Umfange gesetzgeberische 
Maßnahmen in diesem Bereich einge- 
leitet werden sollten, ist noch nicht ge- 
troiffen worden. 


22/3-082/15 762 Dr. Jaeger Karl, 

- Drucksache 2456 - Neuwied (Rhein) : 


Sozi al Versicherung 


14. 2. 1061 


Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 3. 5. 1961: 


Das Anliegen des Petenten ist vom Bun- 
dessozialgericht in der Entscheidung 
vom 20. 4. 1961 — 4 RJ 106/61 — be- 
handelt worden, wonach für die Anwen- 
dung des Artikels 2 § 42 des Arbeiter- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes die Wartezeit aus den vor dean 
1. 4. 1957 entrichteten Beiträgen am 
31. 12. 1956 nicht erfüllt zu sein brauchte. 


Die übrigen Anregungen des Petenten 
sollen (bei ider bevorstehenden techni- 
schen Überarbeitung der Rentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetze geprüft wer- 
den. 


9 


22/2-610/15 843 Löffler Ludwig, 
- Drucksache 2147 - Pflaumheim: 


10. 11. 1960 


Bundesminister der Finanzen vom 
17. 4. 1961: 


Steuerrecht 


Dem Anliegen des Petenten, die beste- 
heinde Mirudestgrenze für Wertfortschrei- 
bungen bei Flächenänderungen herabzu- 
setzen, ist durch Verkündung des Steuer- 
änderungsgesetzes 196,1 (BGBl. I S. 981) 
mit einer Herabsetzung von 1000 DM 
auf 500 DM entsprochen worden. 


5 
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22/3-820/15 909 Bund der Vertriebenen 

- Drucksache 2572 - — Kreisveirhand 

Kulmbach — , Kulmbach: 


Sozialversicherung 


11 


22/3-830/17 345 Heer Heinrich, 
- Drucksache 2371 - Siegburg: 


Kriegsbeschä digte 


16. 3. 1961 


31. 1. 10:61 


Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 24. 4. 1961: 

Nach Artikel 2 § 52 Abs. 1 des Arbeiter- 
r ente n ver si che rung s-N eur egelungis geset- 
zes und Artikel 2 § 50 Abs. 1 des An- 
gestelltenversicherungts-Neuregalungs- 
gesetzes können Vertriebene, die vor 
der Vertreibung als Selbständige er- 
werbstätig waren, in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen dann Beiträge 
nachentrichten, wenn sie binnen 2 Jah- 
ren nach der Vertreibung eine versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung oder Tätig- 
keit aufgenommen haben. 

Die Bundesregierung beabsichtigt aus 
grundsätzlichen Erwägungen nicht, den 
gesetzgebenden Körperschaften eine Än- 
derung des geltenden Rechts im Sinne 
des Antrags des Petenten, die Zwei- 
jahresfrist auf 4 Jahre zu verlängern, 
vorzusdilagen. 

Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 27. 2, 1961: 

Dem Anliegen des Petenten, ihm eine 
Versorgung notfalls im Wege des Härte- 
ausgleichs nach § 89 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes (BVG) zu gewähren, 
kann nicht entsprochen werden, weil 
die auch für Leistungen nach § 89 BVG 
ZU fordernde Voraussetzung einer un- 
mittelbaren Kriegseinwirkung im Sinne 
des § 1 Abs. 2 Buchstabe a BVG bei 
Schäden — wie dem vorliegenden — , 
für die der frühere Wehrmachtfiskus 
nach zivilrechtlichen Grundsätzen scha- 
densersatzpflichtig war (VV Nr. 10 zu 
§ 1 BVG), nicht gegeiben ist. 


12 


22/3-085/17 525 Bewachungsdienst 
- Drucksache 2572 - „Rheinland" 

Pollok & Co. GmbH, 
Düsseldorf; 


16. 3. 1961 


Familien ausgl ei chskass en 


Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
oildnung vom 9. 6. 1961: 

Die Petentin wendet sich gegen die 
Höhe der ihr von der Familienaus- 
gleichskasse zur Tilgung ihrer Beitrags- 
schulden eingeräumten Ratenziahlungen 
sowie dagegen, daß die Familienaus- 
gleichskasse die Beiträge nicht nach der 
Lohnsumme, sondern nach der Zahl der 
beschäftigten Aiibeitnehmer erhebt. 

Eine weitere Herabsetzung der monat- 
lichen Raten zur Tilgung der Beitrags- 
schulden auf weniger als 600 DM ist 
nicht mö>glich, um nicht eine Tilgung der 
Beitragsrückstände (für absehbare Zeit 
überhaupt zu gefährden. 


6 
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Für die idurchschnittliche Beitragsbela- 
stung ider Betriebe macht es keinen Un- 
terschied, ob die Beiträge nach der Lohn- 
summe oder nach der Zahl der beschäf- 
tigten Artbeitnehmer erhoben .werden. 
Allerdings führt die Erhebung der Bei- 
träge nach der Kopfzahl der Beschäftig- 
ten bei ßetrieiben, die einem Wirtschafts- 
23weig anjgehören, in dem verhältnis- 
mäßig niedrige Löhne gezahlt werden, 
zu einer stärkeren Beitragsbelastung, als 
dies bei einer Erhebung der Beiträge 
nach der Lohnsumme der Fall wäre. Es 
ist deshalb in Aussicht genommen, bei 
einer Reform der Kindergeldigesetz- 
gebung auch das geltende Beitragsrecht 
zu ändern. Hierbei dürfte voraussichtlich 
auch idie nach den geltenden Vorschrif- 
ten alternativ zulässige Erhebung der 
Beiträge nach der Zahl der beschäftigten 
Arbeitnehmer ausgeschlossen werden. 


13 


22/3-930/17 620 Wolf Karl, 

- Drucksache 2602 - Neubottenbroich: 


2. 5. 1961 


Bundesminister für Verkehr vom 
20. 6. 1961: 


Eisenbahnrecht 


Dem Anliegen, den Sitzplatizmangel in 
der 1. Klasse des E 4903 Aachen — Köln 
zu beheben, ist dadurch Rechnung getra- 
gen worden, daß vom 1. Mai d. J. ab 
Reisende mit Schülermonatskarten von 
der Benutzung der 1. Wagenklasse der 
Züge ausgeschlossen sind. 


14 


22/3-21 03/47 91 1 ff. Massenpetitionen 

- Drucksache 1891 - (z. Z. 288 842) 


Auswärtige 
Angel e genh ei t e n 
(Rot-Kreuz- Abkommen 
— Ächtung von Atom- 
waffen) 


12. 7. 1960 


Auswärtiges Amt vom 14. 12. 1960: 

Die 288 842 Einsender bitten in den im 
Laufe von etwa IV2 Jahren eingegange- 
nen Petitionen, die Frage einer even- 
tuellen Ausdehnung der Genfer Rot- 
Kreuz-Konventionen auf die Ächtung 
der Atomwaffen zu prüfen und der 
Schweizerischen Regierung die Bereit- 
schaft zur Teilnahme an einer inter- 
nationalen Konferenz zur Behandlung 
dieses Problems zu erklären. 

Die Eingaben betreffen einen Teilaspekt 
der allgemeinen, kontrollierten Abrü- 
stung. Dieser Fragenkomplex wird im 
Rahmen der Vereinten Nationen erör- 
tert. Es ist zu erwarten, daß weitere in- 
ternationale Verhandlungen zur Ab- 
rüstungsfrage stattfinden werden. Bei 
diesen Verhandlungen steht die Frage 
einer kontrollierten Ausschaltung der 
Atomwaffen im Mittelpunkt. 


Bonn, den 15. August 1961 
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